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Das Abitur attestiert den Absolventen in
Deutschland traditionellerweise Hoch-
schulreife und Studierfähigkeit. Seit Grün-
dung der Bundesrepublik Deutschland ist
die Abiturientenquote von unter 4% im
Jahr 1955 auf mittlerweile rund ein Drittel
eines Jahrgangs stetig gestiegen (vgl.
Abb. 1). Rechnet man die Fachhochschul-
reife hinzu, steigt der entsprechende An-
teil auf fast die Hälfte eines Jahrgangs. Im
Laufe der Zeit haben alternative Wege zur
Hochschulreife sukzessive zugenommen.
Dieser Trend wird sich nicht zuletzt durch
den sogenannten Dritten Bildungsweg in
den kommenden Jahren weiter fortset-
zen. Vor diesem Hintergrund großer Zah-
len von Abiturientinnen und Abiturienten
und unterschiedlicher Wege zur Hoch-
schulreife stellt sich die Frage der Ver-
gleichbarkeit der Abiturleistungen heute
dringlicher denn je. 
Dies wird zunehmend auch in der Politik
gesehen. So lassen sich drei aktuelle Ent-
wicklungen beobachten, die den Weg zu
einer höheren Vergleichbarkeit und Vali-
dität der Abiturleistungen in Deutschland
bereiten. Erstens haben seit 2005 nicht
weniger als acht Bundesländer ein Lan-
des-Zentralabitur neu eingeführt (vgl.
Abb. 2). Damit werden nun in 15 der
16 Bundesländer – alle außer Rheinland-
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Pfalz – landesweit zentralisierte Bestandteile in den Abitur-
prüfungen eingesetzt. Zweitens hat die Kultusministerkon-
ferenz 2007 die Entwicklung nationaler Bildungsstandards
und Aufgabenpools für die gymnasiale Oberstufe beschlos-
sen (vgl. Klieme et al. 2007), die derzeit vom Institut zur
Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (IQB) in den Fä-
chern Deutsch, Mathematik, Englisch und Französisch er-
arbeitet werden und ab dem Schuljahr 2012/2013 verbind-
lich werden sollen. Drittens hat sich 2008 eine (über die Zeit
variierende) Gruppe von Bundesländern konstituiert, die das
Ziel hat, 2014 gemeinsame Aufgabenteile in den Abiturprü-
fungen zu stellen, wobei die Details noch weitgehend of-
fen sind.
Große Unterschiede in den deutschen Abiturprüfungs-
verfahren
Trotz dieser Entwicklungen, die einen gewissen Trend zu
Standardsetzung und Vereinheitlichung erkennen lassen,
gibt es erhebliche Unterschiede in den Abiturprüfungsver-
fahren der deutschen Bundesländer. In Deutschland stim-
men die Bundesländer ihre Bildungspolitik in bestimmten
Handlungsfeldern wie der Vergleichbarkeit der Schulab-
schlüsse, der Gestaltung der äußeren Schulstruktur (z.B.
gymnasiale Oberstufe) und der nationalen Mobilität auf dem
Wege der horizontalen Selbstkoordination in der Kultusmi-
nisterkonferenz ab. Im Falle der gymnasialen Oberstufe und
der Abiturprüfungen sind dafür die »Vereinbarung zur Ge-
staltung der gymnasialen Oberstufe in der SekundarstufeII«
und die »Vereinbarung über die Abiturprüfung der gymna-
sialen Oberstufe in der Sekundarstufe II« beschlossen wor-
den. Darin wird beispielsweise die Vermittlung einer »ver-
tieften Allgemeinbildung, allgemeiner Studierfähigkeit so-
wie wissenschaftspropädeutischer Bildung« als Ziel der gym-
nasialen Oberstufe benannt. Die Vereinbarungen geben ei-
nen einheitlichen Rahmen vor, lassen allerdings weiten Spiel-
raum für landesspezifische Ausgestaltungen in den 16 Bun-
desländern zu.
Einige Aspekte der unterschiedlichen Länderregelungen des
Zentralabiturs sind in den Tabellen 1 und 2 dargestellt. So
werden in neun Ländern alle Fächer zentral geprüft, in den
anderen sechs Ländern werden die Prüfungen nur in eini-
gen Fächern (zumeist die Kernfächer Deutsch, Mathematik
und Fremdsprache) zentral gestellt (vgl. Tab. 1). Die Anzahl
der schriftlichen Prüfungen variiert zwischen drei und vier,
die der mündlichen zwischen eins und zwei. Allerdings be-
steht in den meisten Bundesländern die wahlweise Möglich-
keit einer sogenannten »Besonderen Lernleistung« wie et-
wa einer fächerübergreifenden Seminararbeit oder der Teil-
nahme an einem Wettbewerb, die – je nach Bundesland –
entweder eine schriftliche oder eine mündliche Prüfung er-
setzen oder auch als zusätzliche Prüfungskomponente hin-
zutreten kann. So variiert die Gesamtzahl der Prüfungen zwi-
schen vier und fünf.
Auch bei den Möglichkeiten der Wahl der Fächer für die Abi-
turprüfung gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den
Bundesländern. Diese beziehen sich etwa darauf, wie viele
und welche der Kernfächer Deutsch, Mathematik und
Fremdsprache verpflichtend in den Abiturprüfungen (schrift-
lich oder mündlich) zu belegen sind und welche verpflich-
tend schriftlich sind (vgl. Tab. 1). Die Spannbreite bei den
Zentrale Empfehlungen des Aktionsrats Bildung
￿ Die Bundesländer sollten einen Staatsvertrag darüber schließen, ab dem Abiturjahrgang 2018 ein Gemeinsames Kernabitur
durchzuführen.
￿ Das Gemeinsame Kernabitur ist kein einheitliches Bundeszentralabitur, sondern eine länderübergreifende schriftliche Abiturkom-
ponente in den drei Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch. Die gemeinsamen Aufgaben sind konsequent in den nationalen
Bildungsstandards für die gymnasiale Oberstufe verankert und testen im Sinne eines Reifezeugnisses in kompetenzorientierter
Form zentrale Voraussetzungen für einen Hochschulzugang.
￿ Mit dem Gemeinsamen Kernabitur werden 10% der Abiturnote durch gemeinsame Prüfungsbestandteile vergeben, so dass einer-
seits ein vergleichbarer Standard sichergestellt ist und andererseits den Bundesländern und Schulen weiter Raum für Flexibilität und
Schwerpunktsetzungen bleibt.
￿ Als Prüfungsaufgaben sollten kompetenzorientierte Tests genutzt werden, die für die drei Fächer im Umfang von dreimal 90 Minu-
ten einheitlich und deutschlandweit an einem Tag extern gestellt und zentral ausgewertet werden. Als alternative Variante kämen
auch gemeinsame herkömmliche Klausuraufgaben in Frage.
￿ Mit der Entwicklung und Validierung der gemeinsamen Aufgaben sollte eine entsprechende Institution beauftragt werden. Hierzu
bietet sich das durch alle Bundesländer gemeinsam getragene Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (IQB) an, das be-
reits die nationalen Bildungsstandards entwickelt. Es sollte von einer länderübergreifend zusammengesetzten Prüfungskommission
unterstützt werden.
￿ Alle anderen Bestandteile der Abitur-Gesamtqualifikation – die weiteren schriftlichen Prüfungen in den Kernfächern, schriftliche Prü-
fungen in anderen Fächern, mündliche Prüfungen und Jahrgangsfortschrittsnoten – werden wie bisher landesspezifisch durchgeführt.
￿ Das Gemeinsame Kernabitur stellt sicher, dass die ab 2012/2013 verbindlichen nationalen Bildungsstandards für die gymnasiale Ober-
stufe umgesetzt werden. Es erhöht die Vergleichbarkeit und Validität (Gültigkeit) des Reifezeugnisses für den Hochschulzugang, si-
chert eine einheitlich hohe Qualität der Abiturleistungen in Deutschland, gestaltet den Hochschulzugang gerechter, erleichtert Famili-
en bundesweite Mobilität und schafft größere Berechenbarkeit für Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer. Forschungsergebnisse
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schriftlich verpflichtenden Kernfächern reicht von keinem
verpflichtenden Kernfach bis hin zu verpflichtenden schrift-
lichen Prüfungen in allen drei Kernfächern (in Baden-Würt-
temberg und Sachsen-Anhalt). Werden zusätzlich die münd-
lichen Prüfungen berücksichtigt, muss in jedem Bundesland
zumindest in einem der drei Kernfächer Deutsch, Mathema-
tik und Fremdsprache eine Prüfung abgelegt werden. 
Aufgrund der unterschiedlichen Regelungen ergeben sich
zum Teil deutliche Unterschiede darin, welchen prozentua-
len Anteil die zentral gestellten schriftlichen Prüfungen an
der Abitur-Gesamtqualifikation ausmachen (vgl. Tab. 2). Im
»Normalfall« liegt der Anteil der zentralen Prüfungen an der
Abiturdurchschnittsnote zwischen 16% (Hessen) und 27%
(Baden-Württemberg, Niedersachsen, Saarland). Allerdings
kann dieser Anteil in einigen Bundesländern (Berlin, Bran-
denburg, Hamburg) schon im Normalfall durchaus unter 10%
sinken, weil diese nur einige Fächer zentral prüfen. Darüber
hinaus gibt es in allen Bundesländern auch noch unterschied-
liche Möglichkeiten, wie dieser Anteil in be-
stimmten Fällen weiter abgesenkt werden
kann. So sehen einige Länder nicht-schrift-
liche Prüfungsanteile in Sport, Kunst, Musik
und moderner Fremdsprache vor, erlauben
die Absenkung schriftlicher Prüfungsanteile
durch die Besondere Lernleistung oder se-
hen die Möglichkeit mündlicher Zusatzprü-
fungen in einigen oder allen schriftlichen Fä-
chern vor (die dann ein Drittel der jeweiligen
schriftlichen Note ersetzen). So liegt im »Mi-
nimalfall« der Anteil der zentralen Prüfungen
an der Abitur-Gesamtqualifikation in der
Mehrheit der Bundesländer bei unter 10%,
zum Teil sogar bei unter 5% (Berlin, Branden-
burg, Hamburg). Nur in zwei Ländern kommt
der Minimalfall über 12% hinaus: im Saarland
(22%) und in Baden-Württemberg (16%).
Diese Darstellungen machen deutlich, dass
sich die Bedeutung des »Zentralabiturs« für
die Abiturdurchschnittsnote zwischen den
Bundesländern – trotz der angesprochenen
Trends zu verstärkter Standardsetzung – der-
zeit noch ganz erheblich unterscheidet. Auch
in vielen weiteren Aspekten der Vorbereitung,
Durchführung und Bewertung der Abiturprü-
fung gibt es deutliche Unterschiede zwischen
den Bundesländern (vgl. auch Klein et al.
2009). 
Gründe für eine nationale 
Vergleichbarkeit der Abiturprüfungen
Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwick-
lungen und der großen aufgezeigten Unter-
schiede in den Abiturprüfungsverfahren der Bundesländer
besteht derzeit aus mindestens sechs Gründen dringender
Handlungsbedarf. 
Erstens reichen die Ansätze zu externen und zentralen Prü-
fungen auf Landesebene nicht aus, um die bestehende Va-
liditäts- und Vergleichbarkeitslücke im deutschen Abitur zu
schließen. Schon die TIMS-Studie hat belegt, dass beispiels-
weise im durchschnittlichen Kompetenzniveau im Mathe-
matikleistungskurs allein derjenigen Schülerinnen und Schü-
ler, die mit der Note 1 oder 2 benotet wurden, eine Diffe-
renz von über 50 Punkten zwischen zwei westdeutschen
Bundesländergruppen mit vergleichbarer Selektivität des
Kursbesuchs besteht (vgl. Baumert und Watermann 2000).
Ein solcher Kompetenzunterschied von mehr als einer hal-
ben Standardabweichung bei gleicher Benotung muss als
sehr groß bezeichnet werden und deutet auf erhebliche qua-
litative Unterschiede hin. Die Befunde der PISA-Studien (vgl.
z.B. Prenzel et al. 2008) und des Vergleichs der Bildungs-
Abb. 2
Einführung eines landesspezifischen Zentralabiturs in den Bundesländern
Zentralabitur eingeführt:
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Informationen der Kultusministerkon-
ferenz und der Kultusministerien (Aktionsrat Bildung 2011).Forschungsergebnisse
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standards (vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010), die sich auf
15-Jährige bzw. Neuntklässlerinnen und Neuntklässler be-
ziehen, deuten nicht darauf hin, dass sich die durchschnitt-
lichen Standards an den Gymnasien zwischen den Bundes-
ländern entscheidend angeglichen hätten. Auch im Rahmen
der TOSCA- und LAU-13-Studien wurden beträchtliche
durchschnittliche Leistungsunterschiede in der Größenord-
nung einer Standardabweichung zwischen Abiturientinnen
bzw. Abiturienten aus Hamburg und Baden-Württemberg,
unter Kontrolle von kognitiven Lernvoraussetzungen und
Herkunftsmerkmalen, gefunden (vgl. Trautwein et al. 2007).
Die TOSCA-Studie zeigte ebenfalls große Unterschiede in-
nerhalb der Bundesländer für unterschiedliche Bildungs-
wege zum Abitur (vgl. Watermann, Nagy und Köller 2004).
Vor diesem Hintergrund ergeben sich starke Zweifel hinsicht-
lich der Vergleichbarkeit der am Ende der Oberstufe erziel-
ten Leistungsniveaus.
Zweitens ist festzustellen, dass für die Umsetzung und Über-
prüfung der bereits beschlossenen nationalen Bildungsstan-
dards für die gymnasiale Oberstufe bisher noch keine ge-
meinsame Strategie der Bundesländer zu erkennen ist. Es
stellt sich die Frage, mit welcher Stringenz und welchem
Nachdruck Bemühungen zur curricularen Vereinheitlichung
durch Bildungsstandards verfolgt werden, wenn diese nicht
operational über länderübergreifende Tests umgesetzt und
überprüft werden. 
Drittens ergibt sich dringender Handlungsbedarf daraus,
dass in den realen Hochschulzugangsentscheidungen auf-
grund von Regelungen des Hochschulrahmengesetzes ei-
ne Vergleichbarkeit der Abiturabschlüsse als gegeben vor  -
ausgesetzt wird. Bei der Studienzulassung wird derzeit die
Vergleichbarkeit aller Abiturnoten unterstellt, unabhängig da-
von, an welcher Schule und in welchem Land das Abitur
erworben wurde. Die Ungerechtigkeit der fehlenden Ver-
gleichbarkeit der Abiturnote wird zusätzlich dadurch ver-
stärkt, dass die Universitäten per Gesetz den Grad der Qua-
lifikation, d.h. die Abiturnote, des Studienplatzbewerbers als
maßgebliches Kriterium berücksichtigen müssen.
Viertens dürfte ein längerfristiger und indirekter Effekt einer
höheren nationalen Vergleichbarkeit der Abiturprüfungen
auch darin bestehen, dass die schulischen Lernanforde-
rungen und Leistungserwartungen zwischen den Bundes-
ländern besser vergleichbar werden. In Bezug auf den
Schulbesuch der Kinder erweist sich derzeit ein internatio-
naler Umzug in der Realität häufig als leichter zu bewerk-
stelligen als ein Umzug zwischen Bundesländern mit deut-
lichen Unterschieden in der Gestaltung des Schulsystems.
Tab. 1 
Regelungen des Zentralabiturs in den einzelnen Bundesländern 









D, M, F in den 
Abiturprüfungen 




BLL gesamt      insgesamt  schriftlich 
Baden-Württemberg alle  4  0–1  statt  mündlich  5    3  3 
Bayern  alle  3  2  –  5    3  2 (D, M) 
Berlin  D, M, F
b) 3  1–2  statt  mündlich  5    1
f) 1 
Brandenburg  D, M, F
c),  
6 weitere  3 1–2  zusätzlich
e) 4–5    2  2 
Bremen  D, M, F, 
NW, 3.PF  3 1  zusätzlich  4–5    1
f) –
g) 
Hamburg  D, M, F  3  1  zusätzlich  4–5    2  1 
Hessen alle  3  1–2  statt  mündlich  5    3
h) 1 
Mecklenburg-
Vorpommern  alle 3–4 1  statt  schriftlich 5      3
h) 1 
Niedersachsen alle  3–4  1  statt  schriftlich  5    2 1 




a –  –  –  –  –    –  – 
Saarland alle  4  1  –  5    3  2 
Sachsen alle  3  1–2  statt  mündlich  5    3
h)  1 (D oder M) 
Sachsen-Anhalt  D, M, F
d),  
4 weitere  3–4 1  statt  schriftlich 5    3
i) 3
i) 
Schleswig-Holstein  D, M, F  3  1–2  zusätzlich
e) 4–5    2  2 
Thüringen  alle  3  1–2  statt mündlich  5     2  1 (D oder M) 
BLL = Besondere Lernleistung (z.B. fächerübergreifende Seminararbeit, Teilnahme an Wettbewerb); D = Deutsch; M = 
Mathematik; F = Fremdsprache; NW = Naturwissenschaft; PF = Prüfungsfach. – 
a) Nicht berücksichtigt, da dezentrale 
Aufgabenstellung in allen Abiturprüfungen. – 
b) Ab Abiturjahrgang 2013: zusätzlich Geographie und Biologie. – 
c) Nur 
Englisch und Französisch. – 
d) Nur Englisch, Französisch und Russisch. – 
e) Fünfte Prüfungskomponente freiwillig, entweder 
BLL oder mündliche Prüfung. – 
f) Ab Abiturjahrgang 2013: mind. 2. – 
g) Ab Abiturjahrgang 2013: mind. 1. – 
h) F kann durch 
NW ersetzt werden. – 
i) BLL kann Kernfach ersetzen. 
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis der rechtlichen Bestimmungen über die Abiturprüfungen der Bundesländer sowie 
weiterer Informationen der Kultusministerien (Aktionsrat Bildung 2011).  
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Hier könnten zentrale Abiturbestandteile dabei helfen, die
deutschlandweite Mobilität von Familien mit Schulkindern
zu erleichtern. 
Fünftens herrscht nicht zuletzt auch in der bundesdeutschen
Bevölkerung großes Unverständnis für die geringe Vergleich-
barkeit der Bildungsabschlüsse und die zahlreichen Be-
sonderheiten der einzelnen Bundesländer. So sprechen sich
beispielsweise in einer im März 2011 durchgeführten re-
präsentativen Allensbach-Umfrage 78% der befragten Bun-
desbürgerinnen und Bundesbürger und 72% der befragten
Lehrerinnen und Lehrer für die Einführung bundesweit ein-
heitlicher Abschlussprüfungen wie etwa eines bundeswei-
ten Zentralabiturs aus. 
Sechstens bedeuten zentrale Prüfungen sowohl für Schü-
lerinnen und Schüler als auch für Lehrerinnen und Lehrer
auch ein höheres Maß an Klarheit und Berechenbarkeit.
Durch zentrale Prüfungskomponenten lässt sich eher ab-
schätzen, welcher Stoffkanon Grundlage der Prüfung ist
und in welcher Form dieser abgeprüft wird. Durch externe
Prüfungen und Korrekturverfahren würde sich die Rolle der
Lehrkräfte tendenziell vom »Richter« zum »Coach« wan-
deln, der nicht gegen, sondern mit seinen Schülerinnen und
Schülern zusammen auf Lern- und Prüfungserfolg hin ar-
beitet. Von der externen Aufgabenstellung und Korrektur
könnte so das Lehrer-Schüler-Verhältnis pädagogisch pro-
fitieren. Hinweise darauf, dass sich die Lehrkräfte bei zent  -
ralen Abiturprüfungen eher als Verbündete der Schülerin-
nen und Schüler sehen und diese bestmöglich auf die Prü-
fungen vorzubereiten versuchen, hat beispielsweise die Ein-
führung des Zentralabiturs in Bremen geliefert (vgl. Maag
Merki 2008).
Schließlich weist auch die wissenschaftliche Forschung zu
den Auswirkungen zentraler Abschlussprüfungen darauf hin,
dass gemeinsame Prüfungskomponenten erheblich zur Qua-
litätssicherung im Schulsystem beitragen dürften. Sowohl
aus theoretischer Sicht als auch bei der empirischen Evidenz
im internationalen Vergleich und im Vergleich der Bundeslän-
der ergeben sich deutliche Hinweise darauf, dass sich zen-
trale Abschlussprüfungen positiv auf die Qualität der erziel-
ten Bildungsergebnisse auswirken (vgl. Aktionsrat Bildung
2011, Kapitel 4; siehe insb. Bishop 2006; Wößmann 2008;
Jürges, Schneider und Büchel 2005). Die einfachste Art, dies
zu sehen, besteht darin, die Leistungen der Bundesländer
Tab. 2 
Anteil der zentral gestellten schriftlichen Prüfungen an der Abitur-Gesamtqualifikation (in Prozent) 
 Normalfall    Absenkungsmöglichkeiten  durch:    Minimalfall 









     
Baden-Württemberg 26,7    23,3  –  17,8    15,6 
Bayern 20,0    16,7  –  13,3    11,1 
Berlin 6,7–20,0    –  –  4,4    4,4 
Brandenburg
a)h)i)  7,1–21,4     –  5,4  4,7     3,6 
Bremen
 b)c)i) 14,3–21,4    –  10,7  9,5    7,1 
Hamburg 8,3–25,0    –  6,7  5,6    4,4 
Hessen
a)d)i) 16,1    13,4  –  10,7    8,9 
Mecklenburg-Vorpommern
b)e)i)  21,4   18,8  16,1  14,3      8,9 
Niedersachsen 26,7    23,3  20,0  17,8    11,1 
Nordrhein-Westfalen
b)f)i) 21,4    17,9  16,1  14,3    8,9 
Rheinland-Pfalz
j) –    –  –  –    – 
Saarland 26,7    23,3  –  24,4      22,2 
Sachsen 20,0    16,7  –  13,3    10,1 
Sachsen-Anhalt
b)g)i) 16,1–21,4    16,1  16,1  17,9    7,1 
Schleswig-Holstein 16,7    –  13,3  11,1    8,9 
Thüringen 20,0    16,7  –  13,3      11,1 
Normalfall: ohne eine der folgenden Absenkungsmöglichkeiten; Spannbreite ergibt sich ggf. daraus, dass nur ein Teil der 
Fächer zentral geprüft wird (vgl. Tab. 1). Absenkungsmöglichkeiten: jeweils maximal mögliche Absenkung des Anteils der 
zentral gestellten schriftlichen Prüfungen an der Abitur-Gesamtqualifikation durch einen der drei genannten Fälle; alternative 
Fächerwahl: nicht-schriftliche Prüfungsanteile in Sport, Kunst, Musik und moderner Fremdsprache; besondere Lernleistung: 
wenn sie eine schriftliche Prüfung ersetzt oder zusätzliche fünfte Prüfungskomponente ist; mündliche Zusatzprüfungen: 
mögliche zusätzliche mündliche Prüfungen in schriftlich geprüften Fächern, die ein Drittel der schriftlichen Note ersetzen. 
Minimalfall: Kombination der drei Absenkungsmöglichkeiten; falls nicht anders angegeben, liegt die Gesamtquali-
fikationspunktzahl Abitur bei 900 Punkten (ab 2013 verpflichtend in allen Bundesländern). – 
a) Angaben gelten nur bis ein-
schließlich Abiturjahrgang 2011. – 
b) Angaben gelten nur bis einschließlich Abiturjahrgang 2012. – 
c) Ab Abiturjahrgang 2013: 
Normalfall 16,7–25,0, Minimalfall 8,9. – 
d) Ab Abiturjahrgang 2012: wie Bayern. – 
e) Ab Abiturjahrgang 2013: wie Nieder-
sachsen. –
 f) Ab Abiturjahrgang 2013: Normalfall 25,0, Minimalfall 11,1. –
 g) Ab Abiturjahrgang 2013: Normalfall 20,0–26,7, 
Minimalfall 8,9. – 
h) Ab Abiturjahrgang 2012: wie Hamburg. – 
i) Gesamtqualifikationspunktzahl Abitur: 840 Punkte. – 
j) Nicht 
berücksichtigt, da dezentrale Aufgabenstellung in allen Abiturprüfungen. 
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der rechtlichen Bestimmungen über die Abiturprüfungen der Bundesländer sowie weiterer 
Informationen der Kultusministerien (Aktionsrat Bildung 2011).  
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im PISA-Test von 2003 zu betrachten, als noch eine klare
Aufteilung in sieben Bundesländer mit zentralen Abschluss-
prüfungen und neun Bundesländer ohne zentrale Abschluss-
prüfungen bestand (vgl. Abb. 3): Mit nur einer einzigen Aus-
nahme schneidet jedes einzelne Bundesland mit zentralen
Abschlussprüfungen besser ab als jedes einzelne Bundes-
land ohne zentrale Abschlussprüfungen (vgl. Wößmann 2010
für eine eingehendere ökonometrische Analyse). 
Der Vorschlag: Das Gemeinsame Kernabitur
Aus den diskutierten Aspekten von Ausgangssituation und
Handlungsbedarf hat der Aktionsrat Bildung den Vorschlag
für ein »Gemeinsames Kernabitur« abgeleitet. Um die Mach-
barkeit eines solchen Vorhabens aufzuzeigen, gibt der Vor-
schlag Antworten auf die Fragen, die sich bei der konkre-
ten Umsetzung stellen. In einigen Bereichen werden auch
alternative Szenarien und Varianten skizziert, die gangbar
sind, um das Ziel einer besseren Vergleichbarkeit des Abi-
turs in Deutschland zu erreichen (vgl. Aktionsrat Bildung
2011 für Details).
Eckpunkt: Einheitlich externe Überprüfung wesentlicher
Prüfungsbestandteile
Um eine ausreichende Vergleichbarkeit der Abiturprüfungen
in Deutschland zu erreichen, die eine einheitliche Qualität
der Bildungsstandards sichert und den Hochschulzugang
fairer gestaltet, ist es nicht zwingend erforderlich, das ge-
samte Abiturverfahren mit sämtlichen Prüfungsbestandtei-
len, Möglichkeiten der Fächerwahl und allen Curricula
deutschlandweit zu zentralisieren. Aufgrund der Vielfalt der
Wege zum Abitur erscheint eine umfassende zentrale Abi-
turprüfung kaum sinnvoll. Allerdings gibt es einen verbind-
lichen Kern von Fächern und Themen, der für eine bundes-
weite Prüfung Bezugspunkt sein kann. Ziel muss es sein,
die nationalen Bildungsstandards in den für die Studierfä-
higkeit zentralen Fächern Deutsch, Mathematik und Eng-
lisch zu sichern und dabei gleichzeitig die Gestaltungsmög-
lichkeiten der Bundesländer zu wahren. Im Kern geht es dar -
um, die Reifeprüfungsfunktion des Abiturs, seinen Progno-
sewert für den Studienerfolg, in hoher Qualität und besser
vergleichbar zu gestalten.
Daher sieht der Eckpunkt des Vorschlags die einheitliche
und externe Überprüfung zentraler Kompetenzfelder in die-
sen Kernfächern vor, damit die Vorteile der nationalen Ver-
gleichbarkeit genutzt werden. Sobald die genannten Prü-
fungsbestandteile einen nennenswerten Anteil an der Abi-
tur-Gesamtqualifikation ausmachen, entsteht ein Mindest-
maß an nationaler Vergleichbarkeit, das die Fairness beim
Hochschulzugang erhöht und Anreize erzeugt, die entschei-
dend zur Qualitätssicherung im Schulsystem beitragen.
1. Zehn Prozent der Abiturgesamtnote
Einerseits sollte der Prüfungsbestandteil, der durch die ge-
meinsame Abiturkomponente bestimmt wird, nicht zu ge-
ringfügig ausfallen, da er sonst keinerlei Anreizwirkungen zur
Standardsicherung entwickeln würde. Andererseits sollte er
aber auch nicht zu groß ausfallen, um nicht allzu viel Gewicht
auf einzelne Prüfungen zu legen, den Lehrerinnen und Leh-
rern ein pädagogisch sinnvolles Maß an subjektiver Einschät-
zung der Bemühungen und erworbenen Kompetenzen der
Schülerinnen und Schüler zu ermöglichen und den Bundes-
ländern genügend Spielraum bei der Gestaltung des Abi-
turs zu lassen.
Deshalb schlägt der Aktionsrat Bildung vor, dass die län-
derübergreifende Abiturkomponente des Gemeinsamen
Kernabiturs insgesamt 10% der Abitur-Gesamtqualifika-
tion ausmachen soll, also 90 der insgesamt 900 Punkte
der Gesamtqualifikationspunktzahl für das Abitur. Die
900 Punkte setzen sich aus den Leistungen der vier Schul-
halbjahre der zweijährigen Qualifikationsphase (Block I,
600 Punkte) und den Ergebnissen der Abiturprüfung
(Block II, 300 Punkte) zusammen. Die 90 zu erreichenden
Punkte der länderübergreifenden Abiturkomponente soll-
ten in Block II angerechnet werden, so dass 30% der
durch die Abiturprüfung erreichbaren Punktzahl bundes-
weit einheitlich geprüft und bewertet würden. Um die ein-
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deutlich zu machen, sollten die Ergebnisse der gemein-
samen Prüfungstests im Rahmen der länderübergreifen-
den Abiturkomponente – wie ja auch bisher schon die ein-
zelnen Abiturprüfungen – separat im Abiturzeugnis aus-
gewiesen werden.
2. Die Kernfächer Deutsch, Mathematik und Englisch
Sowohl in den Hochschulen als auch in den Unternehmen
haben sich die drei Fächer Deutsch, Mathematik und Eng-
lisch als zentral für den Erfolg im Studium und auf dem Ar-
beitsmarkt erwiesen. Diese Fächer sprechen jeweils unter-
schiedliche Fähigkeitsprofile an, die in praktisch allen Stu-
diengängen gefordert werden. Deshalb umfasst die länder-
übergreifende Abiturkomponente des Gemeinsamen Kern  -
abiturs diese drei Kernfächer. Eine Abwahlmöglichkeit gibt
es nicht, da es unabhängig vom jeweiligen Weg in die Hoch-
schule bestimmte Mindestvoraussetzungen für den Zugang
zu einem Studium gibt, die mit dem Gemeinsamen Kern  -
abitur überprüft werden sollen.
Gleichzeitig bleiben in den drei Kernfächern auch weiter-
hin landesspezifische Prüfungskomponenten im Rahmen
der herkömmlichen Abiturprüfungen erhalten. Deshalb soll-
ten sich die gemeinsamen Prüfungen auf national gut test-
bare Fragestellungen fokussieren. So könnten sich die län-
derübergreifenden Abiturkomponenten in Deutsch und in
Englisch etwa auf das Verstehen von (Gebrauchs-)Texten
konzentrieren und nicht auf literarische Werke, Gattungen
und spezifische Literaten. In Bezug auf letztere Aspekte gibt
es zum Teil große Unterschiede zwischen den Bundeslän-
dern (oder auch Schulen); insofern sollten diese im Prü-
fungsfeld der landesspezifischen Prüfungskomponenten
verbleiben.
3. Nationale Bildungsstandards als Basis des 
Prüfungsstoffes
Als inhaltliche Basis für den Prüfungsstoff der länderüber-
greifenden Abiturkomponente in den drei Prüfungsfächern
bieten sich die nationalen Bildungsstandards für die gym-
nasiale Oberstufe uneingeschränkt an. Die Bundesländer
haben sich auf deren Entwicklung bereits im Jahr 2007 ver-
ständigt. Ab dem Schuljahr 2012/2013 sollen sie in den
Fächern Deutsch, Mathematik, Englisch und Französisch
verbindlich werden. 
Damit bringt die Einführung des Gemeinsamen Kernabiturs
keinerlei zusätzlichen Anpassungsbedarf in den Oberstufen-
curricula und den Lehrplänen der Bundesländer mit sich. Sie
stellt lediglich die konsequente Umsetzung der vereinbarten
nationalen Bildungsstandards sicher. Der potenzielle Abitur-
prüfungsstoff ergibt sich direkt aus den für verbindlich er-
klärten nationalen Bildungsstandards für die gymnasiale
Oberstufe. Damit die Kompetenz in den drei Fächern jeweils
uneingeschränkt prüfungsrelevant ist, soll es nur einen Satz
an gemeinsamen Prüfungsaufgaben geben. Eine Auswahl-
möglichkeit aus alternativen Aufgabensätzen für Lehrerin-
nen und Lehrer sowie Schülerinnen und Schüler ist nicht vor-
gesehen.
4. Prüfungsaufgaben in Form von Kompetenztests
In den drei Kernfächern soll jeweils ein kompetenzorientier-
ter Test durchgeführt werden. Der Charakter der Prüfungs-
aufgaben in diesen Tests entspricht in einiger Hinsicht etwa
den Testelementen (Items) in TIMSS und PISA. Allerdings
würden die Tests konsequent zur Überprüfung der nationa-
len Bildungsstandards für die gymnasiale Oberstufe konzi-
piert werden. Diese Kompetenzorientierung würde auch
die Funktion des Abiturs als Ausweis der Studierfähigkeit
untermauern. Darüber hinaus gewährleistet die Durchfüh-
rung in Form von Kompetenztests die Einfachheit der bun-
desweit einheitlichen Implementierung. Die Konstruktion als
Test sichert die Durchführungs- und Auswertungsobjektivi-
tät. Als Aufgabenformate kommen (komplexe) Multiple-
Choice-Aufgaben in Frage, aber auch offene Fragen mit
differenzierten Kodierschlüsseln.
Der umfangreiche Aufgabenpool, der für den flächendecken-
den gemeinsamen Kompetenztest in der Abiturprüfung ent-
wickelt werden müsste, kann gleichzeitig zur Überprüfung
und Sicherung der nationalen Bildungsstandards für die gym-
nasiale Oberstufe dienen. Darüber hinaus könnte er auch für
Vergleichsarbeiten und Ländervergleiche verwendet wer-
den. In all diesen Bereichen würden die gemeinsamen Kom-
petenztests weiteren Aufwand obsolet machen.
Um den Aufwand der Anpassungen der unterschiedlichen
Länderregelungen für die Abiturprüfung möglichst gering
zu halten, könnten die jeweils bestehenden Regelungen
beibehalten werden. Die bisherigen Bestandteile der Ab-
schlussprüfung würden lediglich mit dem Faktor 0,7 mul-
tipliziert, so dass sie nunmehr 210 statt 300 Punkte aus-
machen (also 70% der in der Abschlussprüfung zu verge-
benden Punkte); die restlichen 90 Punkte, also 30% der
Abiturprüfung, würden durch die neue länderübergreifen-
de Prüfungskomponente vergeben. Somit wären keine wei-
teren Anpassungen bei der Punkteverteilung notwendig.
Alle Bundesländer könnten ihre bisherigen spezifischen
und unterschiedlichen Vorgehensweisen für die Anzahl und
Ausgestaltung der schriftlichen und mündlichen Abiturprü-
fungen sowie für die zweijährige Qualifikationsphase bei-
behalten. 
Als Alternative zur präferierten Form der Durchführung mit
Hilfe von Kompetenztests stellt der Aktionsrat Bildung auch
eine Variante vor, bei der die Prüfungsaufgaben in Form ge-
meinsamer herkömmlicher Klausuraufgaben gestellt wer-
den (vgl. Aktionsrat Bildung 2011, Anhang B).Forschungsergebnisse
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5. Einheitlicher Prüfungszeitpunkt
Die länderübergreifende Prüfungskomponente des Gemein-
samen Kernabiturs soll deutschlandweit an einem einzigen
Tag stattfinden. An diesem Tag werden dieselben drei 90-
minütigen Tests in den Kernfächern Deutsch, Mathematik
und Englisch geschrieben. Generell kann bei der konkreten
Umsetzung einer bundesweit einheitlichen Prüfung an ei-
nem Tag auf die Erfahrungen mit den landeszentralen Prü-
fungen zurückgegriffen werden. Als einzige Neuerung wäre
nun ein bundesweit einheitlicher Tag zu finden, an dem die
länderübergreifende Abiturkomponente geprüft wird. Als
Zeitraum würden sich die letzten April- oder die ersten Mai-
wochen anbieten. Da die Zeiträume für die schriftlichen Abi-
turprüfungen üblicherweise rund zwei Wochen betragen, lie-
ße eine solche Regelung noch einigen Raum für bundes-
landspezifische Abweichungen in der Terminierung des Kor-
ridors für die schriftlichen Prüfungen. So könnte die länder-
übergreifende Komponente in einigen Ländern am Anfang
und in anderen Ländern am Ende des jeweiligen Korridors
liegen. 
Ein bundesweit einheitlicher Prüfungstag würde keineswegs
eine Angleichung der Sommerferientermine notwendig ma-
chen. So fanden im Jahr 2011 die schriftlichen Prüfungen
in neun Bundesländern im Monat Mai statt, während der
Beginn der Sommerferien in diesen neun Ländern um bis
zu fünf Wochen differierte (Saarland: 24. Juni 2011 – Bay-
ern: 30. Juli 2011). Trotz Ausnutzung der gesamten mög-
lichen Spanne unterschiedlicher Ferientermine in Deutsch-
land fanden die Prüfungen in einem relativ eingegrenzten
Zeitraum statt. Die Tatsache, dass die Prüfungstermine in
den Bundesländern nicht nach dem gleichen Muster von
den Ferienzeiten abhängen, macht das Argument, die un-
terschiedlichen Ferientermine würden einen bundesweit ein-
heitlichen Prüfungszeitpunkt nicht ermöglichen, gegen-
standslos. 
Alternativ wäre auch denkbar, die bundesweit einheitliche
Komponente komplett vorzuziehen und einheitlich bereits
einige Wochen vor den länderspezifischen Abiturprüfungen
durchzuführen. 
Als eine weitere Alternative stellt der Aktionsrat Bildung auch
die Möglichkeit dar, die drei Kernfächer an drei gemeinsa-
men Prüfungstagen zu bundesweit einheitlichen Zeitpunk-
ten zu prüfen. 
6. Externe Korrektur
Neben der externen Aufgabenstellung sieht das Gemein-
same Kernabitur auch die externe Korrektur und Benotung
der länderübergreifenden Prüfungskomponente vor. Bei den
kompetenzorientierten Tests bietet sich eine zentrale Aus-
wertung für alle Bundesländer an, die beispielsweise durch
das IQB durchgeführt werden könnte. Auch die Kodierun-
gen könnten zentral erfolgen und mit Maßnahmen zur Si-
cherung der Übereinstimmung zwischen den beurteilen-
den Personen einhergehen. So könnte mit entsprechen-
den Lösungs- und Bewertungsvorgaben ein hohes Maß an
Einheitlichkeit der Korrektur sichergestellt werden, das bei-
spielsweise durch eine doppelte Bewertung und in Abwei-
chungsfällen durch die spezifische Entscheidung eines Dritt-
korrektors noch verstärkt werden könnte. Entsprechende
Erfahrungen bei den Tests zum Bundesländervergleich der
Bildungsstandards in der Mittelstufe sowie bei den TIMSS-
und PISA-Tests können hier berücksichtigt werden.
Alternativ stellt der Aktionsrat Bildung auch die Option ei-
nes Korrekturverfahrens in Anlehnung an das baden-würt-
tembergische Verfahren dar. Dabei würde die Erstkorrek-
tur durch die jeweilige Kurslehrerin bzw. den jeweiligen Kurs-
lehrer erfolgen. Danach sollten die anonymisierten Prüfun-
gen an eine externe Fachlehrkraft zur Zweitkorrektur wei-
tergeleitet werden, der die Erstkorrekturnote nicht bekannt
ist. Für die externe Zweitkorrektur sollten Kurslehrerinnen
bzw. Kurslehrer aus einem anderen Bundesland bestellt
werden, die selbst gerade eine Erstkorrektur in einem Kurs
desselben Jahrgangs durchführen; die Zuteilung würde in
einem Zufallsverfahren erfolgen. Im Falle großer Benotungs-
unterschiede sollte eine Drittkorrektorin bzw. ein Drittkor-
rektor einer zentralen Schiedsstelle die endgültige Note
festlegen.
7. Aufgabenentwicklung am IQB
Mit der Entwicklung der konkreten Prüfungsaufgaben soll-
te eine entsprechende Institution beauftragt werden. An-
bieten würde sich beispielsweise das IQB, das derzeit die
nationalen Abiturbildungsstandards entwickelt, auf deren
Basis die Aufgaben der länderübergreifenden Abiturkom-
ponente des Gemeinsamen Kernabiturs konzipiert wer-
den sollen. Im Rahmen dessen sind beim IQB bereits die
Aufgabenentwicklung, Pilotierung und Normierung von
Testaufgaben für das Überprüfen der Bildungsstandards
vorgesehen und budgetiert. Darüber hinaus hat das IQB
bei den Standards für den mittleren Abschluss bereits Er-
fahrungen mit der Veranschaulichung von Bildungsstan-
dards und Kompetenzstufen durch Aufgabenbeispiele so-
wie mit der länderübergreifenden Überprüfung der Stan-
dards gesammelt.
Für die länderübergreifende Abiturkomponente des Gemein-
samen Kernabiturs müsste der zentrale Test aus einem sehr
umfangreichen Aufgabenpool bestückt werden, was einen
weit umfangreicheren Aufwand als bisher vorgesehen be-
dingt. Die zusätzlichen Aufgaben müssten wiederum pilo-
tiert und normiert werden. Dazu sind der beauftragten Ins  -
titution von Seiten der Bundesländer die notwendigen Res-
sourcen bereitzustellen. Bei der Aufgabenentwicklung fürForschungsergebnisse
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die länderübergreifende Abiturkomponente sollte die Insti-
tution eng mit den Kultusministerien und Landesinstituten,
die für die Entwicklung der landesspezifischen Abituraufga-
ben zuständig sind, kooperieren. Diese sollten bei der Auf-
gabenfindung vorschlagsberechtigt sein und eine länder-
übergreifend aus Expertinnen und Experten zusammenge-
setzte Prüfungskommission bestücken, die Aufsichtsfunk-
tionen ausübt. Die letztliche Entscheidung über die Aufga-
ben liegt dann bei der beauftragten Institution. Insgesamt ist
zu erwarten, dass auf diese Weise eine höhere Qualität der
Aufgabenentwicklung zu erreichen ist, als wenn wie bisher
16 Bundesländer separat ihre Abituraufgaben entwickeln.
8. Staatsvertrag der Bundesländer
Das schulische Prüfungswesen ist nach Artikel 30 und
70Grundgesetz Teil der Schulhoheit der Länder. Dieses um-
fasst auch die Entscheidung über Hochschulzugangsprü-
fungen und -berechtigungen. Deshalb ist es Aufgabe der
Bundesländer, gemeinsam für die Einrichtung des Gemein-
samen Kernabiturs zu sorgen. Um eine ausreichende Ver-
bindlichkeit der bundesweit gemeinsamen Prüfungsbestand-
teile sicherzustellen, sollten die Bundesländer einen Staats-
vertrag über die Durchführung des Gemeinsamen Kernabi-
turs schließen, für dessen Umsetzung eine wissenschaftli-
che Ländereinrichtung institutionalisiert wird.
Ein solcher Staatsvertrag wurde beispielsweise auch zur
Gründung des IQB geschlossen. Der neue Staatsvertrag
könnte dementsprechend auch vorsehen, dass der bishe-
rige Aufgabenbereich des IQB – die Normierung und Über-
prüfung der Bildungsstandards, der Aufbau eines Aufgaben-
pools mit normierten Testaufgaben, das Bildungsmonito-
ring, die Beratung der Länder bei Maßnahmen der Quali-
tätsentwicklung und die Koordination der Bildungsbericht-
erstattung – um die mit der länderübergreifenden Abitur-
komponente verbundenen Aufgaben erweitert wird.
Resümee
Für Qualitätssicherung im Schulsystem und Fairness beim
Hochschulzugang bedarf es eines Abiturprüfungssystems,
das durch eine länderübergreifende Abiturkomponente ei-
ne nationale Vergleichbarkeit sicherstellt. Aktuelle Bestre-
bungen aus der Kooperation von Bundesländern heraus,
die bundesländerübergreifende Bestandteile zur Vereinheit-
lichung der Abiturprüfungen vorsehen, sind prinzipiell be-
grüßenswert. Am Ende des Prozesses sollten alle Bundes-
länder die national einheitlichen Bestandteile der Abiturprü-
fung einführen. Diese sind die logische Fortführung der na-
tionalen Bildungsstandards, weil sie deren Umsetzung über-
haupt erst sicherstellen. Sie sind auch ein mehr denn je er-
forderliches Instrument, um den Charakter des Abiturs als
Reifeprüfung für die Studierfähigkeit sicherzustellen. Ne-
ben national einheitlichen Bestandteilen, die einheitliche Stan-
dards sichern, sollten Bundesländer und Schulen Raum ha-
ben für unterschiedliche Ausgestaltungen weiterer Bestand-
teile der Abiturprüfung.
Der vom Aktionsrat Bildung unterbreitete und hier skizzier-
te Vorschlag des Gemeinsamen Kernabiturs erfüllt diese
Vorgaben. Da mit der Einführung eines Gemeinsamen Kern -
abiturs eine grundlegende Veränderung der deutschen Abi-
turprüfungen verbunden ist, die einer langfristigen Planung
bedarf, schlägt der Aktionsrat Bildung einen konkreten Fahr-
plan der umzusetzenden Schritte vor, mit dem das Gemein-
same Kernabitur erstmals im Abiturjahrgang 2018 verbind-
lich durchgeführt werden kann. Auf dem Weg dorthin er-
halten alle Beteiligten – Schülerinnen und Schüler, Eltern,
Lehrerinnen und Lehrer, Kultusministerien u.a. – genügend
Möglichkeit, sich in den Prozess einzubringen. So kann si-
chergestellt werden, dass das Gemeinsame Kern  abitur bei
seiner ersten verbindlichen Durchführung einwandfrei ver-
läuft. 
Das Gemeinsame Kernabitur stellt sicher, dass die ab
2012/2013 verbindlichen nationalen Bildungsstandards für
die gymnasiale Oberstufe umgesetzt werden. Es erhöht die
Vergleichbarkeit und Validität des Reifezeugnisses für den
Hochschulzugang, sichert eine einheitlich hohe Qualität der
Abiturleistungen in Deutschland, gestaltet den Hochschul-
zugang gerechter, erleichtert Familien bundesweite Mobili-
tät und schafft größere Berechenbarkeit für Schülerinnen
und Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer.
Durch das Gemeinsame Kernabitur würde das Abitur als
vergleichbare Reifeprüfung gesellschaftlich deutlich aufge-
wertet. Die bundesweit einheitliche Prüfungskomponente
würde das Abitur zu einem wirklichen Anlass werden las-
sen. Es ist denkbar, dieses Ereignis der Reifeprüfung all-
jährlich gesellschaftlich zu inszenieren, indem etwa Teile der
Aufgaben freigegeben werden und öffentliche Personen und
alle Bildungsinteressierten sich darin üben können. Dies
würde zu einer größeren gesamtgesellschaftlichen Wert-
schätzung der Leistungen der Abiturientinnen und Abitu  -
rienten beitragen und öffentlich die Freude an der Bildung
vermitteln.
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